
An die ordendichen Mitglieder 
der VKU Sparte Kommunale Abfallwirtschafi 
und Stadtreinigung VKS 
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Elnigung des Vemittlungsausschus~ auf neuss Krelslaufwlrtschaftsge- , 0,02.201 
setz - , gewerbllchs ,., Sammlung wird nlcM aus-& 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in seiner Siizung vom 8. Februar 2012 hat sich der Vermrttlungsausschuss auf elne 
Neufaswng der Regeiungen zu der .gewerblichen Sammlungu ve-ndigt 
(8eschlussempfehlung Drs. 1718568). Grundlage der Verstandigung sind die Modifi- 
zieningen und Pmisieningen der sog. Gleichwertigkeitsklausel in 3 17 Abs. 3 Satze 
4 und 5 KrWG, auf die sich die Beaeiligten bereii am 12. Januar 201 2 gnindWzlich 
geeinigt hatten. üamii hat sich zwar der Antrag des Bundesrates vom 25.1 1.201 1 
(Bundesrats-Dmcksache 682111) auf Sbeichung der Gleichwertlgkeitsklauwl nicht 
durchsetzen kennen. Die Neufomulierungen in 5 17 Abs. 3 KrWG kommen jedoch 
den Kommunen weit entgegen und Whren im Ergebnis dazu, dass die gewerbliche 
Sammlung von Haushaltsabfaltan entgegen der ursprOnglictien Absicht der Bundes- 
regimng nicM ausgeweitet wird. Nachfolgend stellen wir die Einigung des Vemitt- 
lungsausschusses und eine erste Einshakung aus Sicht des VKU hierzu vor. 

Die Nwfomullerung durch den Vermittlungaausschusi 

Nach der vom Vermitllungsausschuss beschlossenen Fmulierung, die nunmehr 
Elngang in das Gesetz finden wird, werden die Säize 4 und 5 in 5 17 Abs. 3 der 
Bundestagsbeschlussfassung durch folgende Sähe ersetzt: 

.Salz 3 Nummer 1 und 2 gllt nicht, wenn die vom gewerblichen Sammler ange- 
botene Sammlung und Verwertung der Abfalle wesentlich leistungsfähiger ist als 
die von dem affentlich-mchtiictisn Entsorgungsmger oder dem von ihm beauf- 
wen Dritten bereltS angebotene oder konkret geplante Leistung. Bei der Beur- 
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teilung der Leistungsfahigkeit sind sowohl dte in Bezug auf d i i  Ziele der Kreis- 
laufwldschaff zu beurteilenden Kriterien der Qualität und der Efkieriz. des Um- 
fangs und der Dauer der Erfassung und VeriNRerhing der Abfalle als auch die aus 
Sichi aller privaten Haushalb im Gebiet dde Offenfltlidi-rechtlichen Entsorgungs- 
Mgers zu beurteilende gernelnwohlorientierte S e w i m t i g k e i t  der Leistung 
zugrunde zu legen. Leistungen, die Ober die unmittelbare Samrnel- und Verwer- 
tungsleishing hinausgehen, Insbesondere Entgdtzahlungen, sind bei der Beur- 
teilung der Leistungsfähigkeit nicht zu berficksichtigen.' 

Durch diese Farmutierungen hat sich die RechtsStellung der offdi-recMtictm 
Entsorgungstrager und der kommunalen EntsMgungsunterrtehmen gegentiber ge- 
werblichen Sammlern deutllch verbessert: 

Nach dem Bundestagsbaschtuss vom 28.10.201 1 konnte sich der dffent- 
lich-mhiiiche Entsorgungsträgsr nur dann auf d i  Schuizgilter 1. hoch- 
werüges kommunales Erfagsungssystem, 2. GebCihrenstabilit und 3. 
wethwehliches Ausschrdbungsverfahren benifm, wenn er ein .min- 
destens gldchwertiges' eigenes Erfassungssystem vorhielt. Eine wie 
auch immer geartete .höhenirertigeu gewerbliche Sammlung konnte da- 
nach die genannten Schukgater obeknden mit der Folga, dass die ge- 
werbliche Sammlung nicht unterbunden werden konnte. 

Nunmehr kommen dle SchubgUter .hochwertige kommunale Sammlung" 
und .Gebührenstabilitär nur dann nicht zum Tragen, wenn die gewerbli- 
che Sammlung ,wesentlich leistungsfählgef ist  Nach der Begmndung 
des Verrnlfflungsausschusses m i l m  hbrru messbare und gewichtige 
Leictungsvorteile vorliegen. Der Vergleictismaßstab hat sich damit zu 
Gunsten der Mentlicbrechtl'rchen EntwqungsWger verschoben, die nur 
unwesentliche Verbesserungen eines gmwblictien üiinstleistungsange- 
bots nicM als Zulassungsgnind far eine gewerbliche Sammlung akzeptie 
ren rn[lssen. 

i Damber hinaus ist von Bedeutung, dass das Schutzgut eines weübe- 
werblichen Auscchreibungsverfahr~ns audi durch wesentlich leistungsf0- 
h w e  gewerbliche Sammlungen nkht ausgehebelt werden kann. Unab- 
hBngig von der Qualität und der Leistungsfdh[gkeit einer gewerblichen 
Sammlung ist also stets danach m fragen, ob durch eine gewerbliche 
Sammlung ein wettbewerbliches Ausschreibungsverlahren erheblich er- 
schwert oder unterlaufen wird, wie es in der Vergangenheit träufig der Fall 
war. Der mehmh Wbien Praxis privater Ent9orgungsunbmehmen, 
nach Verlust des kmmunaien Auftrags die Sammemtigkeit als .gewerb- 
licher Sammler forttufuhren. ist damit ein Riegel vorgeschoben. Gewerb 
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Iidie Sammler haben damlt das Ergebnis eines Aussctueiburigsverfati- 
rens auch sich d b s t  gegenOber gelten zu lassen, unabhlngig davon, ob 
sie slch an dem Auscdireibungevwiahmn beteiligt haben oder nicht 
Diese Regelung wird man nicht als eine versteckte Privllegienrng der 
Fremdwrgake gegenüber einer kommunalen Eigmerbringung inhrpre- 
t W n  dllrfen, da nur ein Ausschreibungsverfahren, nicht jedoch eine 
h- eigene Sammlung der Kommune im Falle einer wesentlich 
leistungsfähigeren gewerbliche Sammlung gescRUttt bleibt Vielmehr 
steht hinter dieser Regelung die nachvollziehbare Wertung dass ein 
kommunaler Auiüagnehmer nicht f(1r die - vermeintlich minderwerüge - 
Qualität eines Sarnmeisystems "bestraff werden soll, das er selbst ni&t 
ai mntworten hat. 

Von nicht zu unterschäkender praktischer Bedeutung ist der Hinweis in 
der BegrIlndung des Vemittlungsausschusses, dass die Darlegungs- und 
Beweisiast fllr die hdhere Leistungsfdhigkdt der geiirerblihen Sammlung 
deren Trager tragt. Diese Darlegungs- und Beweislast des gewerblichen 
Sammlers wird man im Zusammenhang sehen kdnnsn mit dem nunmehr 
stark formalisierten Anzeigeverfahren flir Sammlungen nach 5 18 KrWG. 

Will ein gewerblicher Sammler vetmeiden, dass ihm die Schutzgllter: 
hochwerüge kommunale Erfassung - &b[ihrenstablliMt - wettbewerbli- 
&es Ausschrebungsverfahren - entgegen gehalten werden, so wird er 
regelriM3ig bereits mit der Anzeige nach 5 I 8  KrWG den Nachweis der 
wesentlich hbheren Leistungsfahigkelt erbringen müssen. Bleibt ein ge- 
werblicher Sammbr diesen Nachweis auch im Rahmen einer bei~ckdlii 
chen Anhbrung schuldig, so wird die Unbmgung der Sammlung erfol- 
gen kennen, wenn slnes der genannten SchuizgOter elnschldgig ist. 

Eine wesentliche MdKziening der Kriterien des Leishingsverglelchs Ist 
dadurch erfolgt, dass die Kriterien der Qualmt, der Effirienz, des Um- 
fangs und der Dauer nunmehr in Bezug auf die Ziaie der Kreislaufwirt- 
schaff zu beurteilen sind. Dabei ist der Zweck des Gesetzes nach 5 1 
KrWG, die Waufwirtschaft rur Schonung der natürlichen Ressourcen 
zu fordern und den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung 
und Bewirtschaffung von Abfallen sichepzustellsn. 
Entscheidend sind damit die ökologischen fiele des Kreidaufwirtschafls- 
gesetzes, nicht hingegen rein wirtschaftliche Kriterien. Dies ist deshalb 
bedeutsam, weil nach der ursprcjnglichen Gesekesbegmndung der Bun- 
desmgiening auch die Kostenefflzienz In den Leistungsverglekh dmu- 
beziehen war. Nunmehr wird man unter Efkienz allein die 6kdogische 
Effizienz im Sinne der Ressouroeneffirienz zu prüfen haben. Ein geringe 
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res Tarifniveau eines gewerblichem Sammlers kann damit nicht mehr irn & 
Sinne einer Meren  Kodenefhienz Bemcksichtigung finden. 

Die gemeinwohlorientierte ServicegerechtigbR der zu vergleichenden 
Leistungen ist nunmehr aus der Sicht aller privaten Haushalte ni beurtei- 
len. Nach der BegrQndung des Vermittlungsausschusses wird damit si- 
chergestellt dass es fUr den teistungsverglsich nicht allein auf die vom 
Sarnmk gegebenenfalls gezielt angesteuerten ertragreichen Gebiete 
ankommt Damit ist stets das gesamte Gebiet des dffentlich-rechtlichen 
Entsorgunmgers im Rahmen des Leistungsvergleichs in den Blid! zu 
nehmen. Selbst wenn danach ein gwerblicher Sammler fOr bestimmte 
Sledlungsgebite einen besseren Senrice anbietet, wird dies die hohere 
Leistungsfahigkeit dann nicht begmnden können, wenn in andenn S i -  
lungsgebieten allein die Kommune ein entsprechendes Entswgunpsys- 
tem vorMt 
Die zu vergleichenden Sammeisysteme des gewerblichen Sammlers ei- 
n d t s  und des 6ffentiidi-rechtlichen EntsorgungsWgen andererseits 
mlissen also stets darauhin unbnucht werden, welchen Service sie für 
sämtliche Haushalte des Gebietes des UffentlM-rechtlichen Entsar- 
gungslllgers bieten. Hiermit wird ausgeschlossen, dass ein hbheres 
Dknstleistungsniveau allein in verdichteten Siedlungsgebieten die Zuläs- 
sigkeit einer gewrblichen Sammlung begründen kann. 

Insgesamt gewinnt durch die Fmulieningen des Vermiiüungsausschus- 
ses der Gesichtspunkt der Flachendedcung ein deuäih größeres G b  
wicht zumal auch der Umfang der jeweiligen Samntiungen zu bemck- 
sichtigen ist. Da es demnach sowohl auf den Umfang der Sammlung als 
auch auf den S e w b  für sarntlkhe Haushalte des Enfsorgungqebktes 
ankommt, wird eine gewerbliche Sarnmtung bereiis dann kaum zulas- 
sungsfähig sein, wenn sie kein flachendeckendes Entsorgungsangebot 
macht. Da der Mmtlich-mchtllche Entsorgungsträger den Nachweis der 
Flachendeckung - in welcher Systernausgestaltung auch immer - regei- 
mäßig wird erbringen kennen, werden sich räumlich bsgremte gewerbii- 
che Sammlungen kaum als wesentlich leistungsfahiger darstellen 4ssen. 
Gerade durch die Kriterien des Umfangs und der Rächendeckenden Ser- 
vicegerechtigkeit wird einer gewerblichen Rosinenpickerei wirksam Ein- 
halt geboten. 

Ebenfalls zu begrüßen ist, &ss solche SeMceangebote eines gewerbli- 
chen Sammlers unberücksiehtlgt bleiben, d i  mit der eigentlichen Sam- 
mel- und VerinFertungsleistung hinsichdich der betreffenden Abfallfrakiion 
nichts zu tun habn. Eine gewerbliche Aitpapiersammlung wird also mm 
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Beispiel nicht: durch stne hiermit verknüpfte Stellplahreinigung zu elner & 
hoherwertigen Dienstleistung. 
In diesem Zusammenhang ist ferner hervorzuheben, dass auch Entmt- 
mhlungen des g d i c h e n  Sammlers an dk privaten Haushalte außer 
Betracht zu Mdben h-n. Dies ist zum Beispiel m u k a m  n3r die mht- 
lictre Beurteilurig von sog. ,Papierbath', die fOr die Anliefening von 
Altpapbr ein mengenabhängiges Enigdt auszahlen. Auch solche a h -  
lungen ktinnen nicht dafur ins Feld gefühd werden, dass der geweddiche 
Sammler einen bheren Service bietet. 

Probkollerklarung drr Bundesmglerung 

Begleitend nir Einigum des Vennittlungsausschusses hat die Bundesregierung fol- 
ge& Pratokollerklänrng abgegeben: 

.Die getroffenen Regelungen zur gewerblichen Sammlung k&en die EU- recht- 
lich gebotene SMrkung des Wattkwerbs und eine Vehccening d e r  Qualmt und 
Quantität des Recyclings. Die Bundesregierung wird binnen dnes Jahres nach In- 
krafftreten dieser Regelung pmfen, ob diese Zielstdtung erreicht worden ist. Ist d k  
nicht der Fall, M e n  unvenriglich die gaaklichen Maßnahman zur Erreichung 
eingeleitet. Diese Udstellung wird dii Bundesmgiang auch im Rahmen der kom- 
menden rechüichen Rwungen  mT Blidc auf die Wertstofftonrw und dle Zukunfi der 
ProduMwmntwrbng h Rahmen der NwelYerung der Verpackurigsvmdnung 
verfolgen.' 

Diese P~1tMlerklarung der BuncbmgWning, der eine slgenstandlge nonnative 
Bedeutung nicht zukommt, ist insofern zu bgrükn, als sie die Europerechtskonfor- 
mitat der gefundenen Formußerungen ausdrücklich besMtigt. Die Evaluierung der 
Regelungen zur gerwerMichen Sammlung innerhalb eines Jahres ist jedoch ein sehr 
ehrgeiziges a, zumal das neu8 KrWG woM erst aim 01.07.201 2 in Kraft treten wird 
(VgI. Artikel6 des N e u o r d n u n g s ~ ,  wonach das Gesetz am I. Tag des vierten 
auf die VerkQndurig folgenden Manats in Kraft tritt) Eins Evaluiening der Regefun- 
gen zur gewerblichen Sammiung und erst Mt dne etwaige gesetzgeberische 
Nachsteumg ist damit in der lahnden Legidaturperiode wwnig wahrscheinlich. 
Die mii der Abfa1lrahmmtichUlnIs neu geschafimn Trenn- und Recydlngpfliditen 
treten zudem erst zum 01.0f ,201 5 W.  zum 01 .01.2020 in Krafl (siehe 9 14 MG). 
Die kommunah ~ u n g s u n t e r n e h m e n  wefden unabhangig davon Ihren Beitrag 
a r  iirebren SMrkmg der Recydingwirtschaft verl&slich bisten. 
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Schließlich ist zu betonen, dass mit der Protokollerklarung der Bundesregierung kei- 
ne Vorfestlegung fIlr eine - private - Wertstafftonne erfolgt ist. Die Ausgestaltung der 
Wertstofierfassung ist vielmehr allein Gegenstand des Geselzgebungsverfahrens filr 
ein neues Wertstoffgeselz. Dieses Geseizgebungsverfahren wird in Kurze mit der 
Vorlage der entsprechenden Eckpunkte des Bund~umweltminisierlums beginnen. 
Allerdings ist nicht zu emarten, dass dieses Gesetzgebungsverfahren in der laufen- 
den Legislaturperiode abgeschlossen werden wird, da insbesondere das Planspiel 
des Umweltbundesarntes deutlich gemacht hat, welche komplexen Probleme einer 
Lösung zugeführt werden mUssen. Die laufende Wahlperiode wird daher eher für 
entsprechende Vorarbeiten für ein neues Wertstoflgeseiz gsnuM werden mUssen. 
Der VKU wird slch in diesen Prozess intensiv einbringen. 

FAZIT 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass alle Versuche, mittels der "gewerblichen 
Sammlung' eine Liberalisierung der HausmOllentsorg ung durctizuseken, gescheitert 
sind. Obwohl mit 9 3 Abc. 18 KrWG der restriktive Sammlungsbegriff des Bundes- 
verwaltungsgerichts wieder außer Kraft gesetzt wird, sind die Hurden für gewerbliche 
Sammlungen in 5 17 Abc. 3 KWG so hoch, dass nach unserer EincchAtzung irn Er- 
gebnis von einem Erhalt des Status quo gesprochen werden kann. 

Die gewerbliche Sammlung bleibt somit ein sehr eng umgrenzter Ausnahmetatbe- 
stand von der grundsäizlich geltenden Überlassungspfiicht flir Abfalle aus privaten 
Haushattungen. Auf Grund der irn Vermittlungsvebfahren weiter präzisierten Formu- 
lierungen ist nunmehr auch ein Niveau an Rechtssicherheit erreicht, das den tiffent- 
lich-rechtlichen Entsorgungstragern eine verlasstiche Planungssicherheit bei der 
Weitermkuicktung Ihrer Erfassungs- und Recyclingstmkturen gewährbistet. 

Durch die nunmehr restriktive Fassung von 5 17 Abs. 3 KrWG wird auch sicherge- 
stellt. dass die Sammlung von Wertstoffen aus privaten Haushaltungen den affent- 
lich-rechtlichen EntcorgungsWgern weiterhin eigenülmlich und vorbehalten im steu- 
errechtlichen Sinne ist Steuerrechtliche Risiken, die mit der urspmnglichen Geset- 
zesfassung for die Kommunen verbunden waren, kdnnen nunmehr als ausgeschlos- 
sen gelten. Etwaige gegenlaufige Einsch8tzungen von Finanzbehörden sallten daher 
keinasfal ts akzeptiert werden. 
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Insgesamt haben die Kommunen mit der jetzigen Beschluscfassung einen schönen 
Erfolg erreicht, an dessen Zustandekommen auch der VKU seinen Anteil hat. 

Far Rockfragen steht dle Geschäftsstelle gern zur Verfügung. Oie Geschafbstelle 
bittet insbesondere darum, auch U h r  laufende und krinfige rechtliche Auseinander- 
setningen mit gewerWlchen Sammlern lnformlert zu werden, um eim Einschäizung 
der praktischen Auswirkungen der gesetzllchon Neuregelungen künftig vornehmen 
zu kannen. 

Mi freundlichen Grllßen 

Hans Joachirn Reck 
H a u p ~ R s f o h r e r  

Dr. Hdger ThOrichen 
GeschäffsfOhrer 
Abteilung Abfallwirtsdiaft und 
Stadbeinigung VKS 


